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INHALTSÜBERSICHT I.	 Einführung

Das Rechtsbegehren wurde vom Bundesgericht in einem 
jüngeren Leitentscheid als der «Kern des Verfahrens» be-
zeichnet.1 Auch in der Lehre wird dem Rechtsbegehren eine 
überragende Bedeutung im Zivilprozess zugemessen.2 Den-
noch ist festzuhalten, dass der Inhalt des Rechtsbegehrens 
in der prozessrechtlichen Dogmatik bislang eher zurück-
haltend behandelt wurde. Das Rechtsbegehren ist primär 
ein Instrument der Praxis. Die Standards für seine Formu-
lierung werden weitgehend von Spezialisten in den jewei-
ligen Teilgebieten des materiellen Rechts vorgegeben.3 In 
der jüngeren Vergangenheit sind zudem vermehrt Publi
kationen mit kommentierten Musterklagen erschienen, die 
jeweils auch Vorschläge für die Formulierung von Rechtsbe-
gehren konkreter Klagen enthalten.4 Die Gerichte schliess-
lich befassen sich mit dem Inhalt des Rechtsbegehrens na-
turgemäss nur im Rahmen konkreter Einzelfälle.

Im Grunde überrascht all dies nicht. Denn der inhalt-
liche Kern des Rechtsbegehrens – die sogenannte Rechts-
folgebehauptung – ergibt sich aus der Subsumption eines 
bestimmten Lebenssachverhalts unter die einschlägigen 
Normen des materiellen Rechts. Diese Praxis birgt jedoch 
das Risiko, dass die prozessrechtliche Dogmatik vernach-
lässigt wird. Hinzu kommt die Gefahr, dass sich in einzel-
nen Teilbereichen des materiellen Rechts unterschiedliche 
Anforderungen an die Formulierung von Rechtsbegehren 
herausbilden.5 Angesichts der mit der Zivilprozessordnung 

1	 BGE 148 III 322 E. 3.2.
2	 Z.B. Christoph Leuenberger/Beatrice Uffer-Tobler, Schweizeri-

sches Zivilprozessrecht, 2. A., Bern 2016, N 6.4; Max Kummer, Grundriss 
des Zivilprozessrechts, 4. A., Bern 1984, 99.

3	 So z.B. das Werk Christian Brückner/Thomas Weibel/Francesca 
Pesenti, Die erbrechtlichen Klagen, 4. A., Zürich/Basel/Genf 2022. 

4	 So z.B. Vanessa Duss Jacobi/Pierre-Yves Marro, Klagen und Rechts-
behelfe im Zivilrecht, 2. A., Basel 2023; Willi Fischer/Fabiana Theus 
Simoni/Dieter Gessler (Hrsg.), Kommentierte Musterklagen, 2. A., Zü-
rich 2022.

5	 So hat es sich etwa bei der Erbteilungsklage in der Praxis etabliert, für 
teilungsrelevante Vorfragen separate Rechtsbegehren zu formulieren. 
Beispiele hierfür sind etwa: «Es sei der Nachlass des am [Todesdatum] 
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geschaffenen einheitlichen prozessualen Grundlage für 
sämtliche Rechtsbegehren ist eine solche Entwicklung pro-
blematisch.

Vor diesem Hintergrund besteht Anlass, den Inhalt 
des Rechtsbegehrens unabhängig vom konkreten Einzel-
fall aus zivilprozessualer Perspektive zu betrachten. Nach-
folgend wird das Rechtsbegehren zunächst definiert, wobei 
ich mich auf erstinstanzliche streitige Erkenntnisverfahren 

beschränke (II.). Im Anschluss werden die Funktionen des 
Rechtsbegehrens im Zivilprozess in den Grundzügen erläu-
tert (III.), bevor dessen zentrale Elemente vorgestellt wer-
den (IV.). Abschliessend erfolgt eine vertiefte Auseinan-
dersetzung mit dem sogenannten Bestimmtheitsgebot von 
Rechtsbegehren (V.).

II.	 Begriff

Rechtsbegehren sind Prozesshandlungen6 der Prozesspar-
teien, die einen an das Gericht gerichteten Antrag enthal-
ten. Dieser Antrag zielt darauf ab, hinsichtlich eines konkre-
ten Streitgegenstandes Rechtsschutz durch den Erlass eines 
gerichtlichen Urteils zu erlangen.7 Rechtsbegehren bilden 

verstorbenen [Vorname Name], wohnhaft gewesen [Adresse], festzu-
stellen.» Oder: «Es sei festzustellen, dass der Kläger am betreffenden 
Nachlass zu [Quote] berechtigt ist.» (Vgl. hierzu Dario Ammann, Die Erb-
teilungsklage im schweizerischen Erbrecht, Unter besonderer Berück-
sichtigung der Kompetenzen des Erbteilungsgerichts [de lege lata und de 
lege ferenda], Zürich/St. Gallen 2020, N 327 m.w.H.)

6	 Matthias Brunner, Das Rechtsbegehren im Zivilprozess, Eine Untersu-
chung zum Inhalt von Rechtsbegehren in erstinstanzlichen streitigen Er-
kenntnisverfahren, Zürich/Genf 2024, N 25.

7	 Brunner (FN 6), N 11; Ramon Mabillard, Grundsätze zur Formulierung 
des Rechtsbegehrens, in: Jolanta Kren Kostkiewicz/Markus R. Alexander/
Rodrigo Rodriguez (Hrsg.), Das Rechtsbegehren im Zivilverfahren: Theo-
retische Fragen, praktische Antworten, Bern 2016, 1 ff., 2. Als Prozess-
handlungen, welche darauf gerichtet sind, eine bestimmte Entscheidung 
durch die Rechtspflegeorgane zu erwirken, werden sie in der Lehre pri-
mär als sog. Erwirkungshandlungen charakterisiert (Brunner [FN 6], 
N 26; Daniel Willisegger, Grundstruktur des Zivilprozesses, Grund
lagen, Grundelemente, Gerichtsverfahren, Zürich/Basel/Genf 2012, 204 
und 206).

somit einen integralen Bestandteil und zugleich das zentra-
le Element eines Rechtsschutzgesuchs.8 Die folgenden Aus-
führungen konzentrieren sich auf Rechtsbegehren in erst
instanzlichen9 streitigen10 Erkenntnisverfahren11.12

III.	 Funktionen des Rechtsbegehrens

Im Hinblick auf die weitere Analyse des Rechtsbegehrens 
erscheint von besonderer Bedeutung, welche Funktionen 
das Rechtsbegehren im Erkenntnisverfahren übernimmt. In 
diesem Zusammenhang erweisen sich drei Funktionen als 
besonders zentral:

	– Bestimmung des Streitgegenstandes: Das Rechtsbegeh-
ren bildet ein konstitutives Element zur Bestimmung 
des Streitgegenstandes.13 Sowohl das Bundesgericht 
als auch die herrschende Lehre folgen dem sogenann-
ten zweigliedrigen Streitgegenstandsbegriff (Theorie 
des Lebensvorgangs). Danach wird der Streitgegen-
stand durch zwei Elemente bestimmt: das Rechtsbe-
gehren einerseits und den behaupteten Lebenssach-
verhalt (Klagefundament) andererseits.14

8	 Brunner (FN 6), N 12.
9	 Nicht erörtert werden entsprechend die Besonderheiten der in Rechts-

mittelverfahren zu stellenden Rechtsmittelanträge.
10	 Abzugrenzen sind die Anträge in Verfahren betreffend gerichtliche An-

ordnungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Art. 1 lit. b ZPO).
11	 In streitigen Erkenntnisverfahren beurteilt das Gericht ein zwischen 

mindestens zwei Parteien streitiges zivilrechtliches Verhältnis endgültig 
und dauerhaft, indem es darüber einen in materielle Rechtskraft er-
wachsenden Entscheid (res iudicata) fällt (Walther J. Habscheid, Schwei-
zerisches Zivilprozess- und Gerichtsorganisationsrecht, Ein Lehrbuch 
seiner Grundlagen, 2. A., Basel/Frankfurt am Main 1990, N 28). Dies ent-
spricht der bundesgerichtlichen Definition des Begriffs der streitigen Zi-
vilsache i.S.v. Art. 1 lit. a ZPO (BGE 149 III 249 E. 3.1.2; 140 III 550 E. 2.5).

12	 Hernach nicht näher eingegangen wird auf den Inhalt von: i) Rechts
begehren in Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes (vorsorgliche 
Massnahmen gemäss Art. 261 ff. ZPO und Arrest gemäss Art. 271 ff. SchKG), 
ii) Rechtsbegehren in Vollstreckungsangelegenheiten (Realvollstreckung 
gemäss Art. 335 ff. ZPO, rein betreibungsrechtliche Streitigkeiten sowie 
betreibungsrechtliche Streitigkeiten mit Reflexwirkung auf das materiel-
le Recht) sowie iii) prozessualen Anträgen.

13	 Brunner (FN 6), N 44.
14	 BGE 142 III 210 E. 2.1; 139 III 126 E. 3.2.3; BGer, 4A_248/2024 (zur Publika-

tion vorgesehen), E. 5.2.3; Paul Oberhammer/Philipp Weber, in: Paul 
Oberhammer/Tanja Domej/Ulrich Haas (Hrsg.), Kurzkommentar zur 
Schweizerischen Zivilprozessordnung, 3. A., Basel 2021 (zit. KUKO ZPO-
Bearbeiter/in), Vorbemerkungen zu Art. 84–90, N 9; BSK ZPO-Infanger, 
Art. 64 N 10, in: Karl Spühler/Luca Tenchio/Dominik Infanger (Hrsg.), 
Schweizerische Zivilprozessordnung, Basler Kommentar, 4. A., Basel 2024 
(zit. BSK ZPO-Bearbeiter/in); Leuenberger/Uffer-tobler (FN 2), 
N 7.3; Adrian Staehelin/Daniel Staehelin/Pascal Grolimund, Zivil-
prozessrecht, Unter Einbezug des Anwaltsrechts und des internationa-
len Zivilprozessrechts, 4. A., Zürich 2024, § 24 N 16 f.; Thomas Sutter-
Somm, Schweizerisches Zivilprozessrecht, 3. A., Zürich 2017, N 479 f. Als 
Begründer dieser Theorie gilt Habscheid (Walther J. Habscheid, Der 
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	– Wahrung des rechtlichen Gehörs der Gegenpartei: Das 
Rechtsbegehren ist auch für die beklagte Partei von 
zentraler Bedeutung. Es informiert sie darüber, wel-
chen prozessualen Anspruch die klagende Partei gel-
tend machen will. Eine wirksame und zumutbare 
Verteidigung ist nur möglich, wenn die beklagte Par-
tei weiss, gegen welchen prozessualen Anspruch sie 
sich zur Wehr setzen muss.15 Das klägerische Rechts-
begehren ist somit entscheidend für die Wahrung des 
verfassungsmässigen Anspruchs der beklagten Partei 
auf rechtliches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV; Art. 6 Ziff. 1 
EMRK).

	– Bestimmung des Streitwerts: In vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten bestimmt das Rechtsbegehren auch den 
Streitwert (Art. 91 Abs. 1 ZPO). Dieser wiederum er-
füllt im Zivilprozess wichtige Funktionen: So können 
insbesondere die sachliche Zuständigkeit, die an-
wendbare Verfahrensart, die Ausgestaltung der Pro-
zessmaximen sowie die Zulässigkeit von Rechtsmit-
teln vom Streitwert abhängen.16

Das Rechtsbegehren steht bildlich gesprochen an der 
Schnittstelle zwischen materiellem Recht und Zivilprozess-
recht: Es bringt die aus dem materiellen Recht abgeleitete 
Rechtsfolge im Prozess zur Geltung, indem diese mit einem 
prozessualen Rechtsschutzantrag verbunden wird.17 Für die 
Frage, welche prozessualen Anforderungen an die Formu-
lierung von Rechtsbegehren zu stellen sind, kommt deshalb 
dem vom Bundesgericht betonten Grundsatz besondere Be-
deutung zu, wonach das Zivilprozessrecht dem materiellen 
Recht zum Durchbruch verhelfen soll (sogenannte dienende 
Funktion des Prozessrechts).18

Streitgegenstand im Zivilprozess und im Streitverfahren der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, Bielefeld 1956, 191 ff.). Zu den weiteren Streitgegen-
standstheorien siehe sodann Brunner (FN 6), N 28 ff.

15	 Max Guldener, Schweizerisches Zivilprozessrecht, 3. A., Zürich 1979, 
193; BGer, 5A_157/2021, E. 5.2.3.2.

16	 Vgl. BGE 148 III 322 E. 3.2.
17	 Tarkan Göksu, Rechtsbegehren: Fallgruben – und wie sie umgangen 

werden, Plädoyer 5/2018, 40 ff., 40 spricht deshalb zutreffend von einer 
«Scharnierfunktion» des Rechtsbegehrens.

18	 Zum Grundsatz der dienenden Funktion des Zivilprozessrechts: BGE 139 
III 457 E. 4.4.3.3; BGer, 4A_553/2021, E. 4.4.1.

IV.	 Elemente des Rechtsbegehrens

A.	 Parteien

Jedes klägerische19 Rechtsbegehren muss zunächst erken-
nen lassen, von wem es gestellt wird und gegen wen es sich 
richtet.20 Das ist unproblematisch, wenn sich im Verfahren 
lediglich eine klagende und eine beklagte Partei gegenüber-
stehen. Treten hingegen auf Kläger- oder Beklagtenseite 
mehrere Parteien auf, stellt sich die Frage, ob ein gemein-
sames Rechtsbegehren genügt oder ob für bzw. gegen jede 
Streitgenossin bzw. jeden Streitgenossen ein individuelles 
Rechtsbegehren zu formulieren ist.

In Fällen notwendiger Streitgenossenschaft (Art. 70 
Abs. 1 ZPO) müssen mehrere Parteien entweder gemein-
sam klagen (aktive notwendige Streitgenossenschaft) oder 
gemeinsam beklagt werden (passive notwendige Streitge-
nossenschaft). Ob eine notwendige Streitgenossenschaft 
vorliegt, bestimmt sich nach materiellem Recht.21 Rechts-
grundlage ist in der Regel eine gesamthänderische Berech-
tigung oder Verpflichtung oder ein unteilbares Rechtsver-
hältnis, das durch das Urteil festgestellt oder umgestaltet 
werden soll.22 Entsprechend der sich aus dem materiellen 
Recht ergebenden gemeinsamen Berechtigung oder Ver-
pflichtung ist in solchen Fällen (von den bzw. gegen die not-
wendigen Streitgenossen) ein einheitliches Rechtsbegehren 
zu stellen.23

Die einfache Streitgenossenschaft nach Art. 71 Abs. 1 
ZPO ist ein rein prozessuales Institut. Sie liegt vor, wenn 
mehrere Personen gemeinsam klagen (aktive einfache 
Streitgenossenschaft) oder gemeinsam beklagt werden 
(passive einfache Streitgenossenschaft), weil Rechte und 
Pflichten beurteilt werden sollen, die auf gleichartigen Tat-
sachen oder Rechtsgründen beruhen. Eine einfache Streit-
genossenschaft ändert nichts an der Mehrheit von Parteien 
und Streitgegenständen.24 Jeder Streitgenosse macht eigen-
ständig einen Anspruch geltend,25 umgekehrt steht jeder 

19	 Auch die beklagte Partei darf ein Rechtsbegehren stellen. Dieses Rechts-
begehren ist jedoch nicht eigenständig und inhaltlich auf die Verneinung 
des klägerischen Rechtsbegehrens bezogen. Die Möglichkeiten der be-
klagten Partei sind dabei darauf beschränkt, ein Nichteintreten und/oder 
eine Abweisung in der Sache zu beantragen (Steven V. Berti, Neue Ge-
danken zum Streit- oder Prozessgegenstand, SZZP 2008, 193 ff., 196). 
Zum Sonderfall der actio duplex siehe Brunner (FN 6), N 480 ff.

20	 Dieses Erfordernis ist zu unterscheiden von der Parteibezeichnung 
(Art. 221 Abs. 1 lit. a ZPO und Art. 244 Abs. 1 lit. a ZPO), welche im Klage- 
bzw. Gesuchsrubrum erfolgt.

21	 BGE 147 III 529 E. 4.2; 142 III 782 E. 3.1.2; 140 III 498 E. 3.2.
22	 BGE 149 III 529 E. 4.2.
23	 Brunner (FN 6), N 55 f. m.w.H.; vgl. BGE 143 III 79 E. 4.1.
24	 BGE 140 III 520 E. 3.2.2; BGer, 4A_23/2018, E. 2.1.
25	 BGer, 4A_391/2024, E. 3.1.3; 5A_87/2022, E. 3.1.1.3; 4A_23/2018, E. 2.1.
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beklagte Streitgenosse in einem eigenen Rechtsverhältnis 
zum Kläger bzw. zu den Klägern.26 Dementsprechend ist 
trotz einfacher Streitgenossenschaft in der Klage für bzw. 
gegen jeden Streitgenossen ein separates Rechtsbegehren 
zu stellen.27 Eine lediglich scheinbare Ausnahme bildet die 
Solidarschuldnerschaft:28 Wird beispielsweise beantragt, 
die Beklagten B. und C. seien solidarisch zu verpflichten, 
dem Kläger A. CHF 50’000.– zu bezahlen, liegt formal zwar 
nur ein Rechtsbegehren vor. Inhaltlich handelt es sich je-
doch um zwei eigenständige Begehren, da gegenüber jedem 
Solidarschuldner  – ungeachtet ihrer materiellrechtlichen 
Abhängigkeit  – eine eigene Forderung geltend gemacht 
wird.29

B.	 Rechtsschutzantrag und Rechtsfolge
behauptung

Nach herrschender Rechtsprechung und Lehre besteht je-
des Rechtsbegehren aus zwei Elementen: dem prozes-
sualen Rechtsschutzantrag und der materiellrechtlichen 
Rechtsfolgebehauptung.30

Mit dem Rechtsschutzantrag legt die klagende Par-
tei dar, in welcher Form sie gerichtlichen Rechtsschutz be-
gehrt. Im Erkenntnisverfahren besteht ein Numerus clausus 
zulässiger Rechtsschutzformen.31 Definitiver Rechtsschutz 
kann nur in den folgenden Formen beantragt werden, wo-
bei die Rechtsschutzform aus dem Rechtsbegehren erkenn-
bar sein muss:32

	– Leistungsklage (Art. 84 ZPO): Mit der Leistungsklage 
verlangt die Klägerin die Verurteilung der beklagten 
Partei zu einem Tun, Unterlassen oder Dulden. Die 
Leistungsklage ist auf den gerichtlichen Ausspruch 
eines Leistungsbefehls gerichtet. Dieser stellt die Vo-

26	 BGE 149 III 12 E. 3.1.1.3; BGer, 4A_391/2024, E. 3.1.3; 5A_87/2022, E. 3.1.1.3.
27	 BGer, 5A_773/2018, E. 7.3.2; vgl. auch BGE 147 III 166 E. 3.3.3.
28	 Das gilt sinngemäss auch für die Fälle der Solidargläubigerschaft. Auch 

bei der Solidargläubigerschaft ist unbesehen des Solidaritätsverhältnis-
ses bis zum Zeitpunkt der befreienden Leistung gegenüber einem der So-
lidargläubiger davon auszugehen, dass jeder Gläubiger über eine selb-
ständige Forderung verfügt (Peter Gauch/Walter R. Schluep/Jörg 
Schmid/Susan Emmenegger, Schweizerisches Obligationenrecht Allge-
meiner Teil, Band II, 11. A., Zürich 2020, N 3663 f.).

29	 BGE 94 II 313 E. 4; 50 III 83.
30	 BGer, 5A_476/2023, E. 4.3.1; 5A_775/2018, E. 3.4; 4A_439/2014, E. 5.4.3.1; 

Lorenz Droese, Res iudicata ius facit, Untersuchung über die objekti-
ven und zeitlichen Grenzen von Rechtskraft im schweizerischen Zivil-
prozessrecht, Bern 2015, 83; Christoph Hurni, Zum Rechtsmittelgegen-
stand im Schweizerischen Zivilprozessrecht, Bern 2018, N 384 ff.; Stephen 
V. Berti, Einführung in die schweizerische Zivilprozessordnung, Ba-
sel 2011, N 29 f. und Anhang 2, 302.

31	 Droese (FN 30), 66; Hurni (FN 30), N 398; vgl. bereits Guldener (FN 15), 
192.

32	 BGer, 4A_551/2008, E. 2.2.

raussetzung dafür dar, dass der Entscheid in der Folge 
vollstreckt werden kann.33

	– Gestaltungsklage (Art. 87 ZPO): Mit der Gestaltungs-
klage wird die gerichtliche Begründung, Änderung 
oder Aufhebung eines privatrechtlichen Rechts oder 
Rechtsverhältnisses beantragt. Die sogenannte Ge-
staltungswirkung tritt – im Fall einer Gutheissung – 
mit Rechtskraft des Urteils unmittelbar ein.34 Eine 
Vollstreckung ist daher nicht erforderlich.35

	– Feststellungsklage (Art. 88 ZPO): Die Feststellungskla-
ge zielt auf die gerichtliche Feststellung, dass ein be-
stimmtes Recht oder Rechtsverhältnis besteht oder 
nicht besteht. Da sich der Entscheid in einer reinen 
Feststellung erschöpft, sind Feststellungsurteile 
ebenfalls nicht vollstreckbar.36

Der Rechtsschutzantrag im Rechtsbegehren ist auf die nach 
Ansicht der Klägerin gerichtlich zu schützende Rechtsfolge-
behauptung bezogen. Diese Rechtsfolgebehauptung ergibt 
sich aus dem materiellen Recht: Die Klägerin behauptet, 

dass eine bestimmte vom materiellen Recht vorgesehene 
Rechtsfolge eingetreten sei, da sämtliche dafür erforder-
lichen Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt seien.37 Die 
Rechtsfolgebehauptung bildet also den – gestützt auf das 
materielle Recht  – für einen bestimmten Lebenssachver-
halt gezogenen Subsumptionsschluss.38 Hiervon abzugren-
zen sind – und nicht Bestandteil des Rechtsbegehrens bil-
den  – einerseits die Sachverhaltselemente, welche die 
materiellrechtlichen Tatbestandsvoraussetzungen erfül-
len, sowie andererseits die materiellrechtliche Anspruchs-
grundlage mitsamt ihren Tatbestandsmerkmalen.39 Diese 

33	 BGE 134 III 656 E. 5.2 f.; Droese (FN 30), 329; Miguel Sogo, Gestaltungs-
klagen und Gestaltungsurteile des materiellen Rechts und ihre Auswir-
kungen auf das Verfahren, Zürich 2007, 2.

34	 Berti (FN 30), N 497; Droese (FN 30), 267; Guldener (FN 15), 211 f.
35	 Droese (FN 30), 265 f.; Willisegger (FN 7), 180 f.
36	 Vgl. Sutter-Somm (FN 14), N 1551.
37	 Vgl. Droese (FN 30), 83; vgl. auch BGE 80 II 362 E. 3.
38	 Brunner (FN 6), N 83.
39	 Brunner (FN 6), N 84 f. In Anwendung des Grundsatzes iura novit curia 

(Art. 57 ZPO) prüft das Gericht die aufgestellte Rechtsfolgebehauptung 
somit unter sämtlichen in Betracht fallenden materiellrechtlichen An-
spruchsgrundlagen. Falls jedoch der Kläger  – obwohl er dies nicht 
muss – seine Ansprüche im Rechtsbegehren selber qualifiziert oder be-

Das Bestimmtheitsgebot darf  
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Elemente bilden lediglich die einzelnen Glieder des Sub-
sumptionsschlusses. Sie finden auch im Urteilsdisposi-
tiv keinen Ausdruck und erwachsen deshalb für sich auch 
nicht in materielle Rechtskraft.40 

Die von der Klägerin behauptete Rechtsfolge be-
stimmt in der Folge auch die Wahl des geeigneten Rechts-
schutzantrags:

	– Besteht die materiellrechtliche Rechtsfolgebehaup-
tung der Klägerin darin, gegenüber der Beklagten 
einen Anspruch – d.h. ein subjektives Recht auf ein 
fremdes Verhalten41  – zu haben, wird die Klägerin 
eine Leistungsklage erheben.42 Zwar könnte dieselbe 
Rechtsfolgebehauptung theoretisch auch mit einem 
Feststellungsbegehren verbunden werden; da jedoch 
ein Leistungsurteil möglich ist, fehlt es für ein Fest-
stellungsbegehren am schutzwürdigen Interesse im 
Sinne von Art. 59 Abs. 2 lit. a ZPO.43

	– Liegt die Rechtsfolgebehauptung der Klägerin dar-
in, ein Gestaltungsklagerecht zu haben, wird sie eine 
Gestaltungsklage erheben. Dabei handelt es sich um 
das Recht, eine Änderung der materiellrechtlichen 
Rechtslage durch gerichtliches Urteil zu bewirken.44 
Ob ein solches Klagerecht besteht, richtet sich nach 
materiellem Recht.45 Auch die Rechtsfolgebehaup-
tung der Gestaltungsklage könnte die Klägerin the-
oretisch mit dem Rechtsschutzantrag der Feststel-
lungsklage verbinden; jedoch fehlt ihr auch hierfür 
das erforderliche schutzwürdige Interesse gemäss 
Art. 59 Abs. 2 lit. a ZPO.46

	– Behauptet die Klägerin, dass ein subjektives Zivilrecht 
oder ein Rechtsverhältnis – etwa ein Vertragsverhält-
nis – besteht oder nicht besteht, wird sie eine Fest-
stellungsklage erheben.47 Wie erwähnt, ist diese indes 
nur zulässig, wenn die Klägerin darlegen kann, dass 
sie ihr Rechtsschutzziel nicht ebenso mit einer Leis-
tungs- oder Gestaltungsklage erreichen kann (Subsi-
diarität der Feststellungsklage).

schränkt, soll das Gericht gemäss der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung hieran gebunden sein (BGer, 4A_307/2011, E. 2.4).

40	 BGE 121 III 474 E. 4a.
41	 Siehe die Begriffsdefinition bei Wolfgang Portmann, Wesen und Sys-

tem der subjektiven Privatrechte, Zürich 1996, N 183.
42	 Brunner (FN 6), N 87.
43	 BGE 141 II 113 E. 1.7; 135 III 378 E. 2.2; 123 III 49 E. 1a; BGer, 4A_391/2022, 

E. 1.1.
44	 Sogo (FN 33), 37.
45	 KUKO ZPO-Oberhammer/Weber (FN 14), Art. 87 N 1 f.; Willisegger 

(FN 7), 151 f.
46	 BGE 135 III 378 E. 2.2; BGer, 4A_279/2020, E. 2.1.
47	 Vgl. Brunner (FN 6), N 133 f.

V.	 Bestimmtheit von Rechtsbegehren

A.	 Grundlagen

1.	 Begriff

Gemäss ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts 
müssen Rechtsbegehren – beziehungsweise die darin ent-
haltene Rechtsfolgebehauptung – so bestimmt formuliert 
sein, dass sie unverändert in das Urteilsdispositiv übernom-
men werden können.48 Dieses sogenannte Bestimmtheits-
gebot gilt unabhängig von der gewählten Rechtsschutzform 
und ist daher bei sämtlichen Klagearten zu beachten.49

2.	 Rechtsgrundlage

Die Rechtsgrundlage des Bestimmtheitsgebots liegt in der 
Dispositionsmaxime (Art. 58 Abs. 1 ZPO).50 Teilgehalt der 
Dispositionsmaxime ist der Grundsatz der gerichtlichen 
Bindung an die Parteianträge («ne eat iudex ultra vel extra 
petita partium»).51 Die Einhaltung dieses Grundsatzes wird 
anhand eines Vergleichs zwischen dem Rechtsbegehren 
und dem Urteilsdispositiv überprüft.52 Damit dieser Ver-
gleich möglich ist, muss das Rechtsbegehren denselben Be-
stimmtheitsanforderungen genügen wie das Urteilsdisposi-
tiv. Das Bestimmtheitsgebot ist somit Ausdruck – bzw. ein 
prozessualer Reflex – der Dispositionsmaxime.53

3.	 Funktionen

Allerdings lässt sich der Dispositionsmaxime selbst nicht 
unmittelbar entnehmen, wann ein Rechtsbegehren als ge-
nügend bestimmt gilt. Die Bestimmtheit ist vielmehr im 
konkreten Einzelfall zu beurteilen  – unter Berücksichti-

48	 BGE 148 III 322 E. 3.2; 142 III 102 E. 5.3.1; 137 III 617 E. 4.3; BGer, 4A_24/ 
2024, E. 3.4; 4A_555/2022, E. 2.5.

49	 HGer ZH, HG150112, 8.2.2016, E. 4.5; KGer VS, C1 13 50, 2.4.2014, E. 2.2.1; 
Sabine Baumann Wey, Die unbezifferte Forderungsklage nach Art. 85 
ZPO, Zürich/Basel/Genf 2013, N 60. Das Bestimmtheitsgebot ist meines 
Erachtens zu unterscheiden von der Individualisierung des Rechtsbegeh-
rens. Letztere betrifft die Verbindung der im Rechtsbegehren aufgestell-
ten Rechtsfolgebehauptung mit dem sog. Lebenssachverhalt als zwei-
tem Glied des Streitgegenstandes (siehe hierzu Brunner [FN 6], 
N 318 ff.). Die Individualisierung hat die Rechtsprechung insbesondere 
in Fällen beschäftigt, in denen die Klägerin eine echte Teilklage (Art. 86 
ZPO) mit einer objektiven Klagenhäufung (Art. 90 ZPO) kombiniert hatte 
(BGE 142 III 683; 144 III 452). Gemäss nun geänderter bundesgerichtli-
cher Rechtsprechung muss bei solchen Klagen nicht präzisiert werden, 
in welcher Reihenfolge und/oder in welchem Umfang die einzelnen An-
sprüche geltend gemacht werden (BGE 144 III 452 E. 2.4).

50	 BGE 148 III 322 E. 3.2; BGer, 4A_555/2022, E. 2.5; BSK ZPO-Willisegger 
(FN 14), Art. 221 N 19; siehe bereits Guldener (FN 15), 193.

51	 BGer, 5A_696/2019, E. 3.1.2; KUKO ZPO-Oberhammer/Weber (FN 14), 
Art. 58 N 2a.

52	 Vgl. KassGer ZH, AA090168, 30.5.2011, E. 2.2.
53	 Baumann Wey (FN 49), N 61; Brunner (FN 6), N 157.
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gung der Funktionen, welche das Bestimmtheitsgebot erfül-
len soll:

	– Schaffung von Rechtsfrieden: Auch wenn das Be-
stimmtheitsgebot als auf das Rechtsbegehren bezo-
gene Prozessvoraussetzung angesehen wird,54 zielt 
es letztlich auf die Bestimmtheit des vom Gericht zu 
erlassenden Urteilsdispositivs ab.55 Ein Urteil kann 
seine Funktion, den Rechtsfrieden herzustellen, nur 
dann erfüllen, wenn es sich über eine konkrete und 
hinreichend bestimmte Rechtsfolgebehauptung aus-
spricht.56 Diese Anforderung an das Dispositiv wird 
aufgrund der Dispositionsmaxime auf das Rechtsbe-
gehren zurückgespiegelt.57

	– Gewährleistung der Vollstreckbarkeit von Leistungs-
urteilen: Leistungsurteile bedürfen, sofern sie nicht 
freiwillig erfüllt werden, der staatlichen Zwangsvoll-
streckung. Voraussetzung dafür ist die Vollstreckbar-
keit der im Urteil ausgesprochenen Leistungspflicht. 
Diese wiederum setzt voraus, dass das Urteil einen 
hinreichend bestimmten Leistungsbefehl enthält: 
Die geschuldete Leistung muss derart klar bezeichnet 
sein, dass das Vollstreckungsgericht sie ohne eigene 
Erkenntnistätigkeit vollstrecken kann.58 Für eine sol-
che inhaltliche Prüfung ist das Vollstreckungsgericht 
sachlich nicht zuständig. Zudem würde eine erneute 
Erkenntnistätigkeit des Vollstreckungsgerichts auch 
zu einer unzulässigen Verkürzung der im Erkenntnis-
verfahren stärker ausgeprägten Parteirechte führen.59 
Deshalb muss der Vollstreckungstitel in «sachlicher, 
örtlicher und zeitlicher Hinsicht» hinreichend präzi-
se umschrieben sein.60 Sind diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt, so fehlt es an einer Vollstreckbarkeitsvo-
raussetzung und das Vollstreckungsgesuch muss ab-
gewiesen werden.61 Das Bestimmtheitsgebot ist auch 
unter diesem Gesichtspunkt grundsätzlich an das Er-
kenntnisgericht adressiert, welches das Urteilsdispo-
sitiv festlegen muss.62 Aufgrund der Dispositionsma-
xime werden jedoch auch diese Anforderungen auf 
das Rechtsbegehren zurückgespiegelt.

54	 BGE 142 III 102 E. 3; 131 III 70 E. 3; 115 II 187 E. 3b.
55	 Vgl. BGE 84 II 450 E. 6; 78 II 289 E. 3; BGer, 4A_584/2017 und 4A_590/2017, 

E. 10 («Ces exigences de précision relatives aux conclusions de la partie de-
manderesse s’appliquent aussi, par suite, au dispositif du jugement.»).

56	 Brunner (FN 6), N 160.
57	 Brunner (FN 6), N 161.
58	 BGer, 4A_287/2020, E. 2.2.
59	 Vgl. BGE 142 III 587 E. 5.3; OGer ZH, RV160005, 10.8.2016, E. 4.
60	 BGE 143 III 564 E. 4.4.4; BGer, 4A_287/2020, E. 2.2; 4A_640/2016, E. 2.2.
61	 BGer, 4A_640/2016, E. 2.2.
62	 Vgl. BGer, 4A_584/2017 und 4A_590/2017, E. 10.1.

	– Rechtliches Gehör der beklagten Partei und prozessua-
le Waffengleichheit: Nach einhelliger Auffassung dient 
das Bestimmtheitsgebot auch der Wahrung des ver-
fassungsrechtlich garantierten Anspruchs auf recht-
liches Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV; Art. 6 Ziff. 1 EMRK). 
Die beklagte Partei kann ihre Position im Prozess 
nur dann wirksam vertreten, wenn sie klar erkennen 
kann, wogegen sie sich zur Wehr setzen muss.63 Ein 
unbestimmtes Rechtsbegehren beeinträchtigt nicht 
nur den Gehörsanspruch, sondern verstösst auch ge-
gen den Grundsatz der prozessualen Waffengleich-
heit. Denn die Unklarheit über den Streitgegenstand 
würde das Risiko eines (teilweisen) Unterliegens ein-
seitig auf die beklagte Partei verlagern.64

	– Verwirklichung des materiellen Rechts: Das Bestimmt-
heitsgebot von Rechtsbegehren bildet trotz der vor-
stehenden wichtigen Funktionen keinen Selbst-
weck.65 Auch das Bestimmtheitsgebot unterliegt der 
dienenden Funktion des Zivilprozessrechts.66 Dem-
entsprechend darf das Bestimmtheitsgebot nicht so 
ausgelegt oder angewendet werden, dass es die ef-
fektive Durchsetzung materiellrechtlicher Ansprüche 
vereitelt.67 Bei der Festlegung der konkreten Anforde-
rungen an die Bestimmtheit eines Rechtsbegehrens 
sind daher stets auch die Besonderheiten des ein-
schlägigen materiellen Rechts im jeweiligen Einzelfall 
zu berücksichtigen.68 Daneben sind Rechtsbegehren 
(wie sämtliche im Prozess abgegebenen Erklärungen) 
vom Gericht auch stets im Lichte der Klagebegrün-
dung, der konkreten Umstände des Einzelfalls sowie 
der rechtlichen Natur der betreffenden Klage auszu-
legen.69 

4.	 Prozess(entstehungs)voraussetzung

Die Bestimmtheit des Rechtsbegehrens wird von der 
Rechtsprechung als (in Art. 59 ZPO nicht ausdrücklich er-
wähnte) Prozessvoraussetzung qualifiziert.70 Ein unbe-
stimmtes Rechtsbegehren wird, wenn es nicht im Rah-
men von Art. 132 ZPO und Art. 56 ZPO korrigiert werden 
kann, entsprechend mit einem Nichteintretensentscheid 

63	 BGE 142 III 102 E. 5.3.1.
64	 Pascal Leumann Liebster, Die Stufenklage im schweizerischen Zivil-

prozessrecht, Basel 2005, 45.
65	 Vgl. BGer, 5A_157/2021, E. 5.2.3.2.
66	 Siehe hierzu vorn III.
67	 Vgl. BGE 116 II 215 E. 3; BGer, 4A_555/2022, E. 2.3.
68	 Vgl. BGer, 5A_390/2017, E. 2.3.2; 4A_686/2014, E. 4.3.1.
69	 Statt vieler BGer, 5A_773/2018, E. 7.2; siehe zur Auslegung von Rechtsbe-

gehren im Einzelnen Brunner (FN 6), N 491 ff.
70	 BGE 142 III 102 E. 5.3.1; 137 III 617 E. 4.3.
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sanktioniert.71 In einem neueren Leitentscheid hat das 
Bundesgericht das Erfordernis, ein korrekt formuliertes 
Rechtsbegehren zu stellen, darüber hinaus nicht nur als 
blosse Sachurteilsvoraussetzung, sondern als «Vorausset-
zung für das Entstehen und die Determinierung des Prozes-
ses überhaupt» bezeichnet.72 Damit nimmt das Bundesge-
richt inhaltlich Bezug auf die dogmatische Unterscheidung 
zwischen einfachen Prozessvoraussetzungen bzw. Sach-
urteilsvoraussetzungen und sogenannten Prozessentste-
hungsvoraussetzungen.73

B.	 Bestimmtheit von Leistungsklagen

1.	 Positive Leistungsklagen

a)	 Geldleistungen

Aus dem Bestimmtheitsgebot folgt, dass Rechtsbegehren 
auf Bezahlung eines Geldbetrages zu beziffern sind (Art. 84 
Abs. 2 ZPO). Beziffern bedeutet die Angabe eines exakten 
Betrages.74

Das Bezifferungsgebot ist insbesondere dann nicht er-
füllt, wenn die Klägerin beispielsweise Folgendes beantragt:

	– die Verurteilung zu «Schadenersatz in dem vom Ge-
richt zu bestimmenden Umfang»75

	– die Bezahlung von «mindestens Fr. 50’000.00»76 
	– die Bezahlung von Zins «seit wann rechtens»77

	– die Leistung von monatlichen Unterhaltsbeiträgen in 
gebührender oder gerichtlich zu bestimmender Höhe78

Auch in familienrechtlichen Verfahren besteht  – abgese-
hen von den Fällen, in denen die Offizialmaxime zur An-
wendung kommt79  – keine generelle Lockerung des Be-
zifferungsgebots. Entsprechend erweist sich etwa das 
Rechtsbegehren in einer Scheidungsklage, «es sei eine gü-
terrechtliche Auseinandersetzung vorzunehmen», als nicht 
genügend bestimmt.80 

Teilweise sieht das materielle Recht Ansprüche auf 
Vorschussleistungen vor. So hat beispielsweise der Bestel-

71	 BGE 142 III 102 E. 3; 140 III 409 E. 4.4; 131 III 70 E. 3; BGer, 4A_281/2018, 
E. 3.2.3; 4A_462/2017, E. 3.1.

72	 BGE 148 III 322 E. 3.7.
73	 Hierzu Berti (FN 30), N 32; Droese (FN 30), 81 f.; Willisegger (FN 7), 

226 ff.
74	 Brunner (FN 6), N 176.
75	 Vgl. Roland Schmid, Das Verfahren vor Handelsgericht: aktuelle prozes-

suale Probleme, ZZZ 2017/2018, 129 ff., 137.
76	 Vgl. BGer, 4A_462/2017, E. 3.1.
77	 BGer, 4A_256/2017, E. 1.2. Auch Zinsansprüche sind zu beziffern, d.h., es 

sind das Kapital, der Zinsfuss sowie der Beginn der Zinsperiode anzuge-
ben (Nicolas Gut, Die unbezifferte Forderungsklage nach der Schweize-
rischen Zivilprozessordnung, Basel 2014, N 99).

78	 BGer, 5A_766/2008, E. 5.2.1
79	 Siehe hinten V.D.
80	 OGer SH, 10/2013/19, 13.2.2015, E. 4d.

ler bei Werkmängeln einen Anspruch darauf, sich die Kos-
ten einer Ersatzvornahme der Nachbesserung bevorschus-
sen zu lassen.81 Auch wenn im Vorschussprozess keine 
definitive gerichtliche Beurteilung der Höhe der Nachbes-
serungskosten erfolgt und der Zuspruch des Vorschusses 
unter einem Abrechnungsvorbehalt steht,82 sind Vorschuss-
ansprüche im Rechtsbegehren dennoch zu beziffern.83 Ge-
mäss Bundesgericht sind die mit der Bezifferungen verbun-
denen Schwierigkeiten hier in der Regel sogar geringer als 
bei einer gewöhnlichen Klage.84

b)	 Herausgabe/Räumung von Sachen

Bei Klagen auf Herausgabe von Sachen oder Räumung von 
Immobilien sind die Anforderungen an die Bestimmtheit 
des Rechtsbegehrens in der Regel vergleichsweise einfach 
zu erfüllen:

	– Wird die Herausgabe einer bestimmten Einzelsache 
verlangt, so ist diese im Rechtsbegehren so genau 
zu bezeichnen, dass ein Dritter  – insbesondere ein 
Vollstreckungsorgan – sie zweifelsfrei identifizieren 
kann.85 Ungenügend ist es hingegen, die Herausgabe 
einer Sachgesamtheit zu beantragen, ohne die einzel-
nen individuellen Sachen zu spezifizieren,86 so etwa 
das Begehren, es seien die «noch vorhandenen Schrif-
ten von Herrn D.» herauszugeben.87

	– Soll eine Gattungsschuld durchgesetzt werden, sind 
die Merkmale der verlangten Gattung so präzise zu 
bezeichnen, dass ein Dritter die geschuldete Sache 
der Gattung eindeutig zuordnen oder sie von ihr ab-
grenzen kann.88

	– Bei zu räumenden Liegenschaften oder Räumlichkei-
ten sind diese so genau zu umschreiben, dass insbe-
sondere die Vollstreckungsorgane sie eindeutig iden-
tifizieren können. Ungenügend ist deshalb z.B. das 
Rechtsbegehren, es sei «der Beklagte […] per Monats-
ende 2013 (30. April 2013) zwangsauszuweisen».89 

c)	 Bekanntgabe von Informationen

Im materiellen Recht vorgesehene Informationsansprü-
che (z.B. Art. 170 ZGB, Art. 607 Abs. 3 ZGB, Art. 610 Abs. 2 
ZGB, Art. 321b Abs. 1 OR, Art. 400 Abs. 1 OR, Art. 697 OR) 

81	 BGE 128 III 416 E. 4.2.2.
82	 BGE 141 III 257 E. 3.3.
83	 Vgl. BGer, 4A_620/2017 und 4A_622/2017, E. 5.2.
84	 BGer, 4A_502/2019, E. 7.4.2.
85	 Vgl. HGer ZH, HE150168, 29.10.2015, E. 4.1.
86	 Mabillard (FN 7), 14.
87	 OGer ZH, NP180012, 7.6.2018, E. 3.4.2.
88	 Brunner (FN 6), N 184.
89	 OGer ZH, LF130034, 28.6.2013, E. 3 und E. 5.1.
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sind selbständig mittels Leistungsklage durchsetzbar.90 
Das Bestimmtheitsgebot von Rechtsbegehren und seine 
prozessualen Funktionen stehen dabei in einem gewissen 
Spannungsverhältnis zum materiellrechtlichen Zweck von 
Informationsansprüchen. Solche Ansprüche bezwecken ge-
rade die Offenlegung von Informationen, die der klagenden 
Partei (noch) unbekannt sind. Eine allzu strikte Anwendung 

des Bestimmtheitsgebots kann deshalb die Durchsetzung 
materiellrechtlich gewährter Informationsansprüche ver-
eiteln.91 Vor diesem Hintergrund sind die Anforderungen an 
die Bestimmtheit von Informationsbegehren grundsätzlich 
abgeschwächt.92 Ein Informationsbegehren gilt in der Regel 
als hinreichend bestimmt, wenn angegeben wird, worüber, 
in welcher Form und für welchen Zeitraum Auskunft ver-
langt wird.93 

Bei der Geltendmachung eines Anspruchs auf Rech-
nungslegung genügt es somit, wenn die klagende Partei be-
antragt, die beklagte Partei habe über ein bestimmtes Ge-
schäftsführungsverhältnis auf ein bestimmtes Datum oder 
für einen bestimmten Zeitraum schriftlich Rechnung zu le-
gen.94 Ist das Informationsbegehren zudem mit einem Be-
gehren auf Vorlage von Unterlagen verbunden, so müssen 
diese  – anders als bei einer Herausgabeklage  – nicht im 
Einzelnen spezifiziert werden. Vielmehr ist es grundsätz-
lich Sache der beklagten Partei, die konkret vorzulegenden 
Belege zu bestimmen.95 Ungenügend wäre es m.E. jedoch, 
schlechthin «sämtliche Informationen» aus einem Auf-
tragsverhältnis zu verlangen, da ein solcher Antrag keiner-
lei inhaltliche Eingrenzung enthält und keine Rückschlüsse 
auf den Gegenstand der begehrten Information zulässt.96

90	 Markus Affolter, Die Durchsetzung von Informationspflichten im Zi-
vilprozess, Bern 1993, 53; Yves Waldmann, Informationsbeschaffung 
durch Zivilprozess, Basel 2009, 249 f.; Baumann Wey (FN 49), N 131; 
Leumann Liebster (FN 64), 35 f.

91	 Vgl. Affolter (FN 90), 56 f.; Waldmann (FN 90), 250.
92	 BGE 143 III 297 E. 8.2.5.4; OGer ZH, LB180038, 17.12.2018, E. 3.2.1.
93	 BGE 143 III 297 E. 8.2.5.4; Affolter (FN 90), 55; Leumann Liebster 

(FN 64), 138 ff.; Waldmann (FN 90), 251 f.
94	 Brunner (FN 6), N 191. Hingegen muss nicht angegeben werden, wie die 

Rechnung zu lauten hat (BGE 116 II 215 E. 4a.).
95	 Vgl. BGE 143 III 297 E. 8.2.5.4.
96	 Waldmann (FN 90), 44.

d)	 Realisierung eines Erfolgs (i.w.S.)

Wird ein materiellrechtlicher Anspruch durchgesetzt, der 
auf die Herbeiführung eines bestimmten Erfolgs gerichtet 
ist, so genügt es m.E., wenn im Rechtsbegehren dieser an-
gestrebte Erfolg konkret umschrieben wird. Die klagende 
Partei ist jedoch darüber hinaus nicht gehalten, der beklag-
ten Partei im Rechtsbegehren vorzugeben, auf welche Wei-
se der Erfolg zu realisieren ist.97 Für den werkvertraglichen 
Nachbesserungsanspruch gemäss Art. 368 Abs. 2 OR bedeu-
tet dies etwa, dass die Klägerin im Rechtsbegehren nicht 
anzugeben braucht, welche konkreten Nachbesserungs
arbeiten oder Sanierungsmassnahmen von der Beklagten 
vorzunehmen sind.98 Dies entspricht auch der werkver-
traglichen Regel, wonach der Unternehmer grundsätzlich 
frei ist in der Wahl der Art und Weise der Nachbesserung 
und der Besteller keinen Anspruch darauf hat, ihm eine be-
stimmte Art der Nachbesserung vorzuschreiben.99

e)	 Beseitigung von Störungszuständen

Ähnliche Überlegungen wie bei Ansprüchen, die auf die 
Herbeiführung eines bestimmten Erfolgs gerichtet sind, 
gelten m.E. für Klagen, mit denen die Beseitigung eines 
Störungszustands verlangt wird.100 In diesen Fällen soll-
te es genügen, wenn im Rechtsbegehren der zu beseiti-
gende tatsächliche Störungszustand hinreichend kon-
kret umschrieben wird.101 Abweichend hiervon wird in der 
Rechtsprechung jedoch teilweise verlangt, dass bei Besei-
tigungsklagen die konkret vorzunehmenden Beseitigungs- 
oder Wiederherstellungsmassnahmen im Rechtsbegehren 
ausdrücklich bezeichnet werden.102

f)	 Abgabe von Willenserklärungen

Wird eine Klage auf Abgabe einer Willenserklärung gutge-
heissen, so wird die Willenserklärung durch den vollstreck-
baren Entscheid ersetzt (Art. 344 Abs. 1 ZPO). Damit diese 
Ersetzung vollziehbar ist, muss sich der Inhalt der Willens-
erklärung aus dem Urteil eindeutig und vollständig erge-
ben.103 Wird beispielsweise auf den Abschluss eines Vertrags 

97	 Brunner (FN 6), N 195.
98	 Brändli Roger, Die Nachbesserung im Werkvertrag, Eine Gesamtdar-

stellung unter Berücksichtigung der SIA-Norm 118, Zürich 2007, N 469 
und N 857; HGer ZH, HG160067, 19.1.2019, E. II.3.2.

99	 Hierzu Peter Gauch, Der Werkvertrag, 6. A., Zürich/Basel/Genf 2019, 
N 1714 f.

100	 Solche Beseitigungsansprüche sind z.B. in Art. 679 Abs. 1 ZGB oder in 
Art. 9 Abs. 1 lit. b UWG vorgesehen.

101	 Brunner (FN 6), N 198.
102	 HGer ZH, HG170194, 11.3.2020, E. I.4.1; KGer ZG, A3 2014 54, 31.8.2017, 

E. 3.2.
103	 HGer ZH, HE160464, 14.11.2016 und 13.12.2016, E. 4.5.3; Melanie 

Huber, Die Vollstreckung von Urteilen nach der Schweizerischen ZPO, 
Zürich 2016, N 527.

Für Klagen, mit denen die Beseitigung 
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geklagt, so müssen im Rechtsbegehren sämtliche objek-
tiv und subjektiv wesentlichen Vertragspunkte aufgeführt 
sein.104 Ungenügend ist demgegenüber etwa das Rechtsbe-
gehren, mit dem der Abschluss «aller Rechtsgeschäfte» ver-
langt wird, die für die Übertragung eines Unternehmens er-
forderlich sind.105

2.	 Negative Leistungsklagen

Hinsichtlich der Formulierung von Unterlassungsbegeh-
ren hat sich in der Rechtsprechung des Bundesgerichts fol-
gende Formel etabliert: «Unterlassungsklagen müssen auf 
das Verbot eines genau umschriebenen Verhaltens gerich-
tet sein. Die verpflichtete Partei soll erfahren, was sie nicht 
mehr tun darf, und die Vollstreckungs- oder Strafbehörden 
müssen wissen, welche Handlungen sie zu verhindern oder 
mit Strafe zu belegen haben. Werden diese Behörden mit 
der Behauptung angerufen, der Beklagte habe eine ihm un-
tersagte Handlung trotz des Verbots des Zivilrichters erneut 
begangen, haben sie einzig zu prüfen, ob die tatsächliche 
Voraussetzung erfüllt ist; dagegen haben sie das Verhalten 
nicht rechtlich zu qualifizieren.»106

Die Anwendung dieser Formel ist in der Praxis jedoch 
mit Unsicherheiten behaftet und führt zu Schwierigkeiten. 
Das Bestimmtheitsgebot bei Unterlassungsklagen bewegt 
sich in einem Spannungsfeld widerstreitender Interessen: 
Die Klägerin hat ein nachvollziehbares Interesse daran, das 
zu verbietende Verhalten möglichst weit zu umschreiben, 
um Umgehungsversuche durch bloss marginale Anpassung 
der Verhaltensweise der beklagten Partei zu verhindern. 
Die beklagte Partei hingegen hat ein berechtigtes Interesse 
an einem möglichst klar und konkret gefassten Verbot, um 
erkennen zu können, wogegen sie sich im Prozess verteidi-
gen muss und welches Verhalten sie im Fall eines Unterlie-
gens künftig zu unterlassen hat.107

Im Grundsatz sollte sich bei Unterlassungsklagen 
das Rechtsbegehren auf die konkrete Verletzungsform be-

104	 Vgl. betreffend die kartellrechtliche Kontrahierungsklage gemäss Art. 13 
lit. b KG: Ruth Arnet, Freiheit und Zwang bei Vertragsschluss, Eine Un-
tersuchung zu den gesetzlichen Kontrahierungspflichten und weiteren 
Schranken der Vertragsabschlussfreiheit im schweizerischen Recht, 
Bern 2007, N 253; Valentin Monn, Die Verhandlungsabrede, Begrün-
dung, Inhalt und Durchsetzung von Verhandlungspflichten, Zürich 2010, 
N 290.

105	 Vgl. zum deutschen Recht BGH NJW 1959, 1371.
106	 BGE 142 III 587 E. 5.3; 131 III 70 E. 3.3; BGer, 4A_281/2018, E. 3.1.1; grund-

legend: BGE 78 II 289 E. 3; 56 II 431 E. 3.
107	 Vgl. zu dieser grundsätzlichen Problematik von Unterlassungsklagen 

Christian Kölz, Die Zwangsvollstreckung von Unterlassungspflichten 
im schweizerischen Zivilprozessrecht, Unter Berücksichtigung ausge-
wählter kantonaler Verfahrensgesetze und des Entwurfs für eine Schwei-
zerische Zivilprozessordnung, Zürich/Basel/Genf 2007, N 25.

ziehen.108 Diese besteht in der Verletzungshandlung, deren 
erstmalige Begehung (Erstbegehungsgefahr) oder deren 
Wiederholung (Wiederholungsgefahr) droht.109 Diese Ver-
letzungshandlung ist im Rechtsbegehren so zu formulieren, 
dass sie aus der Sicht eines unbeteiligten Dritten objektiv 
klar erkennbar und eindeutig ist.110 

Besondere Zurückhaltung ist bei der Verwendung 
sprachlich unklarer Begriffe oder dem unreflektierten «Ab-
schreiben» abstrakter gesetzlicher Tatbestandsmerkmale 
geboten.111 Unterlassungsbegehren, die beispielsweise ohne 
nähere Konkretisierung verlangen, der beklagten Partei sei 
«jede persönlichkeitsverletzende Äusserung» oder «jede 
Herabsetzung im Wettbewerb» zu untersagen, genügen 
dem Bestimmtheitsgebot nicht.112

Mit Verallgemeinerungen der konkreten Verletzungs-
form im Rechtsbegehren ist, auch wenn die bundesgericht-
liche Rechtsprechung sie nicht ausschliesst,113 m.E. Zurück-
haltung geboten. Solche Verallgemeinerungen bergen stets 
das Risiko, dass das Unterlassungsbegehren zu unbestimmt 
und damit unzulässig wird. Daneben besteht die Gefahr, 
dass bei einer zu weiten Fassung das schutzwürdige Inte-
resse entfällt.114 Soll im Rechtsbegehren dennoch von der 
konkreten Verletzungsform abstrahiert werden, empfiehlt 
es sich, die konkrete Verletzungsform zumindest in Form 
eines «Insbesondere»-Zusatzes aufzunehmen. Dieser kann 
als «Rettungsanker» dienen, weil er geeignet ist, einen mög-
licherweise zu unbestimmten verallgemeinerten Verbots-
antrag zu konkretisieren.115

C.	 Bestimmtheit von Gestaltungs- 
und Feststellungsklagen

Das Gebot der bestimmten Formulierung des Rechtsbegeh-
rens gilt ebenso für Gestaltungs- und Feststellungsklagen. 
Insbesondere kann auch bei einer Gestaltungsklage eine 

108	 Vgl. BGE 131 III 70 E. 3.4.
109	 Daniel Alder, Der einstweilige Rechtsschutz im Immaterialgüterrecht, 

Bern 1993, 65. Die Verletzungsform steht somit in einem engen Zusam-
menhang zur Verletzungsgefahr, welche zur Begründung des schutz-
würdigen Interesses (Art. 59 Abs. 2 lit. a ZPO) an einer Unterlassungskla-
ge vorliegen muss (siehe BGE 124 III 72 E. 2a; BGer, 4A_38/2014, E. 2.3.1, 
nicht publ. in: BGE 140 III 297). 

110	 Brunner (FN 6), N 208.
111	 Alder (FN 109), 66; Johann Jakob Zürcher, Der Einzelrichter am Han-

delsgericht des Kantons Zürich, Einstweiliger und definitiver Rechts-
schutz für immaterialgüter- und wettbewerbsrechtliche Ansprüche im 
summarischen Verfahren, Zürich 1998, 122.

112	 Vgl. BGE 97 II 92; BGer, 4A_460/2011, E. 2.2. Siehe für weitere Beispiele 
bestimmt und unbestimmt formulierter Unterlassungsbegehren Brun-
ner (FN 6), N 211 f.

113	 BGer, 4C.361/2005, E. 3.3.
114	 Siehe hierzu Brunner (FN 6), N 215.
115	 Siehe hierzu Brunner (FN 6), N 218 ff.
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Bezifferung erforderlich sein, sofern dies zur Bestimmtheit 
des begehrten Gestaltungsurteils notwendig ist.116 

Eine materiellrechtlich bedingte Besonderheit be-
steht im Rahmen der Erbteilungsklage nach Art. 604 ZGB.117 
Obwohl im Erbteilungsprozess die Dispositionsmaxime 
gilt,118 lässt die Rechtsprechung insbesondere das abstrak-
te Teilungsbegehren, es sei der Nachlass zu teilen, genü-
gen.119 Das ist überzeugend, weil der Anspruch aus Art. 604 
Abs. 1 ZGB (unter Vorbehalt von Teilungsvorschriften) nur 
auf Vornahme der Teilung, nicht jedoch auf Zuweisung be-
stimmter Objekte geht, weil die Erben im Rahmen der Erb-
teilung alle den gleichen Anspruch auf die Gegenstände der 
Erbschaft haben.120

D.	 Ausnahmen vom Bestimmtheitsgebot

Auch wenn das Bestimmtheitsgebot im Zivilprozess wichti-
ge Funktionen erfüllt, ist es nicht ausnahmslos anwendbar. 
In verschiedenen Konstellationen erfährt das Bestimmt-
heitsgebot von Rechtsbegehren Ausnahmen:

	– Geltung des Offizialgrundsatzes (Art. 58 Abs. 2 ZPO): 
Die Dispositionsmaxime gemäss Art. 58 Abs. 1 ZPO 
bildet den Regelfall im Zivilprozess. Art. 58 Abs. 2 ZPO 
sieht jedoch gesetzliche Ausnahmen vor, bei denen 
das Gericht nicht an die Parteianträge gebunden ist. 
Damit ist der sogenannte Offizialgrundsatz angespro-
chen. Der bedeutendste Anwendungsbereich betrifft 
die Kinderbelange in familienrechtlichen Verfahren, 
bei denen gemäss Art. 296 Abs. 3 ZPO die gerichtliche 
Bindung an die Parteianträge aufgehoben ist. Wo das 
Gericht nicht an die Parteianträge gebunden ist, ent-
fällt zugleich die rechtliche Grundlage für die Geltung 
des Bestimmtheitsgebots. In diesen Fällen ist m.E. 
entsprechend ein abstrakt formuliertes Begehren ge-
nügend.121 Ein solches Begehren kann sich auch daraus 
ergeben, dass die Klägerin ein Verfahren bestimmter 
Art (z.B. ein Eheschutz- oder ein Scheidungsverfah-
ren) einleitet, in dem die Offizialmaxime zur Anwen-
dung gelangt. In diesem Sinne ist auch die Rechtspre-

116	 Siehe z.B. BGer, 4A_24/2024, E. 3.3, hinsichtlich einer Klage auf miet-
rechtliche Anfechtung des Anfangsmietszinses; ferner Brunner (FN 6), 
N 234 und N 237.

117	 Bei der Erbteilungsklage handelt es sich gemäss der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung um eine Gestaltungsklage (BGE 130 III 550 E. 2.1; BGer, 
5A_372/2011, E. 2.1.1).

118	 BGE 143 III 425 E. 4.7; 130 III 550 E. 2.
119	 BGer, 5A_963/2022, E. 4.2.1; 5A_844/2021, E. 3.4.
120	 BGer, 5A_963/2022, E. 4.2.1; 5A_844/2021, E. 3.4. Jedoch können beziffer-

te Rechtsbegehren im Erbteilungsprozess ausnahmsweise dann verlangt 
werden, wenn der Nachlass ausschliesslich in Geld besteht (BGer, 
5A_963/2022, E. 4.2.1).

121	 Siehe hierzu Brunner (FN 6), N 244 ff.

chung zu interpretieren, wonach das Gericht über 
Kinderbelange selbst dann zu entscheiden hat, wenn 
entsprechende Rechtsbegehren gänzlich fehlen.122 Die 
förmliche Antragsstellung mag entbehrlich sein, doch 
wird vorausgesetzt, dass ein Prozess, in dem Kinder-
belange geregelt werden müssen, überhaupt eingelei-
tet wird.123 Eine aus systematischer Sicht fragwürdige 
Gegenausnahme stellt in diesem Zusammenhang die 

bundesgerichtliche Praxis dar, wonach im Berufungs-
verfahren Kinderunterhaltsbeträge in der Berufungs-
schrift trotz Offizialmaxime beziffert werden müssen.124 
Eine schlüssige Begründung für diese Rechtspre-
chung ist meines Erachtens nicht ersichtlich.125

	– Unbezifferte Forderungsklage (Art. 85 ZPO): Ist es der 
klagenden Partei unmöglich oder unzumutbar, ihre 
Forderung bereits zu Beginn des Verfahrens zu be-
ziffern, so erlaubt Art. 85 Abs. 1 ZPO die Einreichung 
einer unbezifferten Forderungsklage. Nach Abschluss 
des Beweisverfahrens oder nach Auskunftsertei-
lung durch die Parteien oder Dritte setzt das Gericht 
den Parteien gemäss Art. 85 Abs. 2 ZPO eine Frist zur 
nachträglichen Bezifferung an. Die gesetzliche Rege-
lung über die unbezifferte Forderungsklage erlaubt 
somit ein anfänglich unbeziffertes Rechtsbegehren 
und beinhaltet eine temporäre Befreiung vom Bezif-
ferungsgebot.126 Abgesehen davon ist die Bezifferung 
zwingend im verfahrenseinleitenden Schriftstück 
vorzunehmen.127

122	 BGE 128 II 411 E. 3.1; 126 III 298 E. 2a/bb; BGer, 5A_841/2018 und 
5A_843/2018, E. 5.2.

123	 OGer ZH, LY160049, 3.5.2017, E. 1.2; Samuel Zogg, «Vorsorgliche» Unter-
haltszahlungen im Familienrecht, FamPra 2018, 47 ff., 76.

124	 BGE 137 III 617 E. 4.5.2.
125	 Siehe hierzu Brunner (FN 6), N 246 und N 249.
126	 Siehe hierzu Brunner (FN 6), N 272 ff.
127	 BGE 148 III 322 E. 3.2. Erhebt die Klägerin eine unbezifferte Forderungs-

klage, hat sie ebenfalls bereits in der Klageschrift darzulegen, dass die 
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	– Ermessensklage: Unter einer sogenannten Ermes-
sensklage wird eine Klage verstanden, mit der der zu-
zusprechende Geldbetrag nicht beziffert wird, son-
dern in das richterliche Ermessen gestellt wird.128 Die 
ZPO enthält keine gesetzliche Grundlage für eine sol-
che Ermessensklage; insbesondere findet sich nach 
m.E. zutreffender Lehrmeinung in Art. 85 ZPO keine 
Grundlage für reine Ermessensklagen.129 Das Bundes-
gericht geht jedoch davon aus, dass namentlich aus 

Voraussetzungen gemäss Art. 85 Abs. 1 ZPO erfüllt sind (BGer, 4A_384/ 
2024 [zur Publikation vorgesehen], E. 3.5; BGE 148 III 322 E. 3.4).

128	 Baumann Wey (FN 49), N 45; Gut (FN 77), N 386; vgl. auch HGer AG, 
HOR.2020.2, 20.11.2020, E. 1.3.2.

129	 Insbesondere Baumann Wey (FN 49), N 352 ff.; Tom Frey, Die Ermitt-
lung des Schadens und anderer quantifizierbarer Werte im Anwendungs-
bereich von Art. 42 Abs. 2 OR, Zürich 2017, N 389.

der materiellrechtlichen Bestimmung in Art. 42 Abs. 2 
OR die Zulässigkeit einer Ermessensklage folgt.130 Mit 
der Bejahung der Zulässigkeit der Ermessensklage 
entfällt insoweit definitionsgemäss auch die Anwend-
barkeit des Bestimmtheitsgebots.

130	 BGE 143 III 297 E. 8.2.5.2; BGer, 4A_24/2024, E. 3.6; siehe zu dieser Frage 
Brunner (FN 6), N 300 ff.

Anzeige

www.dike.ch/7779

Die actio duplex schafft einen prozessualen Sonderfall: 
Die beklagte Partei kann eigene Anträge stellen ohne 
 Widerklage zu erheben. Im Fokus der Dissertation stehen 
die Scheidungsklage und insbesondere die praxisrelevan-
ten Themen der Dispositionsmaxime, des Klagerückzugs 
und der Prozesskosten.

Schriften zum Schweizerischen  
Zivilprozessrecht (ZPR), Band 52 
2025, 467 Seiten, gebunden 
ISBN 978-3-03891-777-9 
CHF 114.–

Marga Burri

Die actio dupplex 
am Anwendunggsfall 
der Scheidunggsklagge 
im schweizerischen 
Zivilpprozess

Betrifft die  

ZPO-Revision 

DIKE-Inserat_777-9_Burri.indd   1DIKE-Inserat_777-9_Burri.indd   1 14.03.25   14:0914.03.25   14:09




